
___________ 
An die Mitglieder des Ausschusses für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
nachrichtlich den Ministerien 

THÜRINGER LANDTAG  99096 Erfurt, den 26.04.2019  
    6. Wahlperiode 
 
 Ausschuss für Migration, Justiz  
 und Verbraucherschutz 
 
 

E i n l a d u n g  
 

zur 
 

7 8 .  S i t z u n g  a m  F r e i t a g ,  d e m  0 3 . 0 5 . 20 1 9 ,  1 0 . 0 0  U h r  
 
 

 
in Erfurt, Landtag, Funktionsgebäude, Raum F 202 
 
 
Tagesordnung: 
 

1.  Datenschutzordnung des Thüringer Landtags 
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN   
- Drucksache 6/6822 - 

 dazu: - Vorlage 6/5310 - 
 

2.  Bericht der Landesregierung zur aktuellen Flüchtlingsunterbringungssituation  
Antrag der Mitglieder des Ausschusses für Migration, Justiz und Verbraucherschutz 
gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 6/666 - 

 

3.  Besonderes Vorkommnis in der JVA Tonna - Angriff eines Gefangenen auf 
Bedienstete 
Antrag der Landesregierung gemäß § 74 Abs. 3 GO  
- Vorlage 6/5486 - 

 

4. a) Einstellung eines Ermittlungsverfahrens wegen Bildung einer kriminellen  
  Vereinigung (§129 StGB) u.a. 

Antrag der Landesregierung gemäß § 74 Abs. 3 GO  
- Vorlage 6/5488 - 
 

4. b) Vorwürfe gegen die Thüringer Justiz im Zusammenhang mit mutmaßlich 
politisch-tendenziösen Ermittlungen und Entscheidungen 
Antrag der Fraktion der CDU gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 6/5518 -�) 
 

5.  Personalentwicklung im Thüringer Justizvollzug 
Antrag der Landesregierung gemäß § 74 Abs. 3 GO  
- Vorlage 6/5516 - 

 

 



6.  Aktuelle Situation in der Landeserstaufnahmeeinrichtung Suhl 
Antrag der Fraktion der CDU gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 6/5521 -�) 

 

7.  Ersuchen an den Innen- und Kommunalausschuss sowie den Ausschuss für 
Migration, Justiz und Verbraucherschutz um Mitberatung der Petition E-687/18 
gem. § 15 Abs. 2 ThürPetG  
- Vorlage 6/5336 - 

 dazu: - Vorlage 6/5455 - 
 

8.  Sonstiges 
Zustimmung des Ausschusses für Migration, Justiz und Verbraucherschutz zur 
Weitergabe eines in seinem Auftrag erstellten Gutachtens nach § 4 Abs. 1 ThürIFG 
(hier: Gutachterliche Stellungnahme zur Frage, ob eine Verlängerung des Thüringer 
Abgeordnetenüberprüfungsgesetzes (ThürAbgÜpG) über die 6. Wahlperiode hinaus 
im Hinblick auf die §§ 20 Abs. 3, 21 Abs. 3 des Gesetzes über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
(StUG) derzeit zulässig ist, Vorlage 6/758 vom 3. Dezember 2015) 

 
 
 
 

Möller 
Vorsitzender 

 
 
 
�) Eine Unterstützung des Antrags gemäß § 74 Abs. 2 Satz 1 GO liegt bisher nicht vor. 
 


